
472 Gesetzblatt Teil I Nr. 27 — Ausgabetag: 4. Juli 1975

§44

Pflicht zur Zusammenarbeit
Bei der Vorbereitung, dem Abschluß, der inhaltlichen 

Ausgestaltung und der Erfüllung von Verträgen haben die 
Bürger und Betriebe als Vertragspartner vertrauensvoll zu­
sammenzuwirken und sich von den Grundsätzen der sozia­
listischen Moral leiten zu lassen.

§45
Bestimmung des Vertragsinhalts

(1) Die Rechte und Pflichten beim Abschluß und bei der 
Erfüllung von Verträgen ergeben sich aus den Bestimmungen 
dieses Gesetzes.

(2) Werden von den Partnern besondere Vereinbarungen 
getroffen, sollen sie ihre gegenseitigen Rechte und Pflichten 
im Vertrag so festlegen, daß der mit dem Vertrag beabsich­
tigte Zweck eindeutig bestimmt und Streit über den Vertrags­
inhalt vermieden wird.

(3) Die Partner können auch Vereinbarungen treffen, die 
in diesem Gesetz nicht geregelt sind oder die von seinen 
Bestimmungen abweichen, soweit ihre Anwendung nicht ver­
bindlich vorgeschrieben ist. Die Vereinbarungen dürfen jedoch 
nicht gegen Inhalt und Zweck dieses Gesetzes verstoßen.

(4) Die Verantwortlichkeit wegen vorsätzlicher oder grob 
fahrlässiger Pflichtverletzung kann nicht ausgeschlossen oder 
eingeschränkt werden; das gleiche gilt für die Verantwort­
lichkeit für nicht qualitätsgerechte Leistung, soweit dieses 
Gesetz nicht abweichende Vereinbarungen zuläßt.

§46
Verbindlichkeit Allgemeiner Bedingungen

(1) Die Vertragsbeziehungen können unter Berücksichtigung 
der Besonderheiten der Leistung durch Allgemeine Bedingun­
gen (Liefer-, Leistungs-, Geschäfts-, Nutzungs- und Zahlungs­
bedingungen) weiter ausgestaltet werden.

(2) Allgemeine Bedingungen werden von den zuständigen 
zentralen Staatsorganen als Rechtsvorschriften erlassen. Wer­
den sie als Anordnung erlassen, bedürfen sie der Zustimmung 
des Ministers der Justiz.

(3) Handelsbetriebe, Dienstleistungsbetriebe und ähnliche 
Einrichtungen sind verpflichtet, die für ihren Bereich gelten­
den Allgemeinen Bedingungen in den Verkaufs- oder Ge­
schäftsräumen in geeigneter Form bekanntzugeben.

§47
Pflicht zur vertragsgemäßen Erfüllung

(1) Die Partner sind zur Vertragstreue und zur realen Er­
füllung der Verträge verpflichtet. Sie haben alle Anstrengun­
gen zu unternehmen, um die beiderseitigen Leistungen so zu 
erbringen, wie es durch Rechtsvorschriften bestimmt oder im 
Vertrag vereinbart ist.

(2) Verletzen die Partner vertragliche Pflichten, sind sie 
einander nach den Bestimmungen dieses Gesetzes materiell 
verantwortlich.

§48
Geltungsbereich der allgemeinen Bestimmungen über 

Verträge
(1) Die allgemeinen Bestimmungen über Verträge gelten für 

alle in diesem Gesetz geregelten vertraglichen Beziehungen. 
Sie sind auch Grundlage für die Gestaltung solcher Vertrags­
verhältnisse, die in diesem Gesetz nicht besonders geregelt 
sind.

(2) Die allgemeinen Bestimmungen über Verträge gelten 
entsprechend auch für einseitige Rechtsgeschäfte sowie andere 
nicht durch Vertrag begründete Rechte und Pflichten, soweit 
im folgenden nichts anderes bestimmt ist.

Zweiter Abschnitt 
Handlungsfähigkeit, Vertretung und Vollmacht

§49

Inhalt der Handlungsfähigkeit
Ein Bürger, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, ist 

volljährig. Er kann durch eigenes Handeln Rechte und Pflich­
ten des Zivilrechts begründen, insbesondere Verträge ab­
schließen und andere Rechtsgeschäfte vornehmen (Hand­
lungsfähigkeit) .

Handlungsfähigkeit von Kindern und Jugendlichen

§50

(1) Kinder, die das 6. Lebensjahr vollendet haben, und 
Jugendliche bis zu 18 Jahren können Rechte und Pflichten 
nur mit Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters begründen.

(2) Verträge, die ohne vorherige Zustimmung (Einwilligung) 
abgeschlossen werden, erlangen durch die nachträgliche Zu­
stimmung (Genehmigung) des gesetzlichen Vertreters Wirk­
samkeit. Einseitige Rechtsgeschäfte, die ohne Einwilligung 
vorgenommen werden, sind nichtig.

(3) Für Verträge, die nicht der Schriftform bedürfen, gilt 
die Genehmigung zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses als 
erteilt, wenn sie der gesetzliche Vertreter nicht innerhalb eines 
Monats nach Kenntnis vom Vertragsabschluß verweigert.

(4) Die Genehmigung oder ihre Verweigerung ist gegenüber 
demjenigen zu erklären, mit dem der Vertrag abgeschlossen 
wurde.

(5) Verträge, die zur Befriedigung täglicher Lebensbedürf­
nisse abgeschlossen werden, bedürfen keiner Zustimmung des 
gesetzlichen Vertreters.

§51
Jugendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, kön­

nen Verträge abschließen, wenn die Zahlungsverpflichtungen 
aus eigenen Mitteln erfüllt werden.

§52
Handlungsunfähigkeit

(1) Kinder, die das 6. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, sind handlungsunfähig. Sie können durch eigenes Han­
deln keine Rechte und Pflichten begründen.

(2) Handlungsunfähig sind auch entmündigte Bürger.
(3) Die von Handlungsunfähigen vorgenommenen Rechts­

geschäfte sind nichtig. Nichtig sind auch Rechtsgeschäfte, die 
von einem Bürger in einem seine Entscheidungsfähigkeit 
ausschließenden Zustand vorgenommen wurden. Verträge zur 
Befriedigung täglicher Lebensbedürfnisse über einen unbedeu­
tenden Wert sind wirksam, wenn die Verpflichtungen daraus 
beiderseits sofort erfüllt werden.

§53
Vertretung

(1) Bürger und Betriebe können sich beim Abschluß von 
Verträgen und bei der Vornahme von einseitigen Rechts­
geschäften vertreten lassen.

(2) Als Vertreter handelt, wer befugt ist, für einen anderen 
und in dessen Namen Verträge abzuschließen oder einseitige 
Rechtsgeschäfte vorzunehmen. Durch das Handeln des Ver­
treters wird der Vertretene unmittelbar berechtigt und ver­
pflichtet.

(3) Die Vertretungsbefugnis kann sich aus Rechtsvorschrif­
ten ergeben (gesetzliche Vertretung) oder durch Vollmacht 
begründet werden (rechtsgeschäftliche Vertretung).

(4) Handlungsunfähige Bürger können nicht Vertreter sein.


